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Drucksache 15 / 2501

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 
– Drucksache 15/1901

Denkschrift 2012 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg;
hier: Beitrag Nr. 1 – �Haushaltsrechnung des Landes für das 

Haushaltsjahr 2010

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I.	� Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 zu  Beitrag Nr. 1  
– Drucksache 15/1901 – Kenntnis zu nehmen.

II.	 Die Landesregierung zu ersuchen,

		�  künftig über- und außerplanmäßige Ausgabeermächtigungen, für die eine 
Zustimmung des Finanzministers nach Artikel 81 Satz 1 Landesverfassung 
vorliegt, entsprechend § 7 Abs. 5 Staatshaushaltsgesetz 2012 bzw. der ent-
sprechenden Regelung im jeweiligen Staatshaushaltsgesetz dem Landtag mit-
zuteilen.

09. 11. 2012

Der Berichterstatter:				    Der Vorsitzende:

Dr. Reinhard Löffler				    Karl Klein

B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen und Wirtschaft beriet die Mitteilung Drucksache 
15/1901 in seiner 22. Sitzung am 9. November 2012. Als Anlagen 1 und 2 sind 
diesem Bericht eine Anregung des Rechnungshofs sowie ein Antrag der Abg.  
Muhterem Aras GRÜNE und des Abg. Klaus Maier SPD für eine Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses an das Plenum beigefügt.

Ausgegeben: 25. 01. 2013
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Der Berichterstatter dankte dem Rechnungshof für dessen qualifizierten Denk-
schriftbeitrag und fuhr fort, er trage den Beschlussvorschlag des Rechnungshofs 
(Anlage 1) mit. 

Die Finanzkontrolle bescheinige dem Land eine geordnete Haushalts- und Wirt-
schaftsführung. Weiter stelle der Rechnungshof fest: 

		  Die Einnahmen und Ausgaben sind im Wesentlichen ordnungsgemäß belegt.

Im Umkehrschluss bedeute dieser Satz allerdings, dass manches nicht ordnungsge-
mäß sei. Dies wiederum dürfe an sich auch nicht sein.

Der Rechnungshof habe die Bearbeitung von Einkommensteuerfällen in der Steuer- 
verwaltung geprüft und dabei eine Fehlerquote von 18 % ermittelt. Dieser Anteil 
erscheine relativ hoch und spreche im Grunde dafür, ein Qualitätsmanagement ein-
zuführen. Die verhältnismäßig hohe Fehlerquote sei auch insofern verwunderlich, 
als das Land 100 zusätzliche Beamte in der Steuerverwaltung eingestellt habe. 
Daher müsste die Fehlerquote eigentlich sinken. 

Etwas widersprechen müsse er den Ausführungen des Rechnungshofs im Zusam-
menhang mit dem Erwerb von Anteilen an der EnBW durch das Land. Hierbei 
scheine der Rechnungshof die Verfassung überzuinterpretieren. Die Entscheidung 
über eine Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben im Wege der 
Notbewilligung nach Artikel 81 der Landesverfassung obliege dem Finanzminister 
und sei nach seiner Rechtsaufassung (Redner) nicht mit einem Zuwarten auf das 
Plazet des Rechnungshofs vereinbar. So heiße es in dem Denkschriftbeitrag:

		  �Der Rechnungshof geht davon aus, dass Genehmigungen nach Artikel 81 
Satz 3 Landesverfassung künftig in jedem Fall explizit beantragt und erteilt 
werden. 

Eine Annahme des Antrags der Regierungskoalition (Anlage 2) führte zu einer in-
transparenten Finanzpolitik. Nach dieser Initiative seien dem Landtag über- und 
außerplanmäßige Ausgaben jährlich nur mitzuteilen, soweit sie mindestens den 
Betrag von 100 000 € erreichten und solange dies in einem Staatshaushaltsge-
setz festgelegt werde. Er halte diese Einschränkungen, die sich aus § 7 Absatz 5 
des Staatshaushaltsgesetzes 2012 und § 37 Absatz 4 der Landeshaushaltsordnung 
ergäben – auf diese Bestimmungen beziehe sich der Antrag direkt bzw. indirekt 
–, für unnötig. Der Rechnungshof hingegen trete richtigerweise für Klarheit und 
Transparenz ein. Davon sollte es keine Ausnahme geben. 

Ein Abgeordneter der SPD hielt dem Berichterstatter entgegen, der Denkschrift-
beitrag des Rechnungshofs erstrecke sich auf das Haushaltsjahr 2010. Die 100 
zusätzlichen Beamten in der Steuerverwaltung, auf die der Berichterstatter verwie-
sen habe, seien erst nach dem Regierungswechsel, der 2011 erfolgt sei, eingestellt 
worden.

Außerdem gehe es in dem vorliegenden Antrag von Grünen und SPD nicht um 
normale Ermächtigungen für über- und außerplanmäßige Ausgaben, sondern um 
solche im Wege der Notbewilligung. Die Regierungsfraktionen folgten der For-
derung des Rechnungshofs, Notbewilligungen zu dokumentieren, sähen in ihrer 
Initiative aber noch genau vor, wo dies geschehen solle. Dies sei das Gegenteil 
einer intransparenten Politik.

Der Vizepräsident des Rechnungshofs führte aus, die Prüfungen des Rechnungs-
hofs könnten immer nur punktuell erfolgen und sich nicht auf den gesamten Haus-
haltsvollzug erstrecken. Letzteres wäre nicht leistbar. Daher könne der Rechnungs-
hof niemals die Ordnungsmäßigkeit des gesamten Haushaltsvollzugs feststellen 
und wähle somit in diesem Zusammenhang immer die vom Berichterstatter aufge-
griffene Formulierung „im Wesentlichen ordnungsgemäß“.
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Der Rechnungshof halte seine Anregung nach wie vor für richtig, in der Haushalts-
rechnung des Landes künftig auch Ermächtigungen für über- und außerplanmäßige 
Ausgaben aufzuführen, die der Finanzminister im Wege der Notbewilligung erteile 
und die schließlich nicht in Anspruch genommen würden. Ein solcher Nachweis 
sei rechtlich zwar nicht zwingend, doch diente es der Transparenz, wenn die we-
sentlichen Grundlagen komplett dargestellt würden. Dazu zählten nach Ansicht des 
Rechnungshofs auch die soeben angesprochenen Ausgabeermächtigungen. Dies 
werde gerade an einem so gravierenden Fall wie dem Erwerb von Anteilen an der 
EnBW durch das Land wohl offensichtlich.

Der Beschlussvorschlag des Rechnungshofs sehe eine Darstellung in der Haus-
haltsrechnung des Landes vor. Dies sei im Grunde etwas anderes als die Berichter-
stattung, die die Regierungsfraktionen beantragten. Eine weitere Auseinanderset-
zung über diese Frage lohne nach Auffassung des Rechnungshofs jedoch nicht. Für 
das Wohl des Landes sei es nicht entscheidend, dass dem Beschlussvorschlag des 
Rechnungshofs zugestimmt würde. 
 
Nachdem der Ausschuss den Beschlussvorschlag des Rechnungshofs (Anlage 1) 
schließlich mehrheitlich abgelehnt hatte, erhob er den von Grünen und SPD einge-
brachten Antrag (Anlage 2) mehrheitlich zur Beschlussempfehlung an das Plenum.

17. 01. 2013

Dr. Reinhard Löffler 
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										          Anlage 1
 

Rechnungshof					     Denkschrift 2012
Baden-Württemberg				    Beitrag Nr. 1/Seite 13

Anregung

für eine Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Finanzen und Wirtschaft

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 – Drucksache 15/1901

Denkschrift 2012 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 
des Landes Baden-Württemberg;
hier: Beitrag Nr. 1 – Haushaltsrechnung des Landes für das Haushaltsjahr 2010

Der Landtag wolle beschließen:

I.	� Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 zu  Beitrag Nr. 1  
– Drucksache 15/1901 – Kenntnis zu nehmen.

II.	 Die Landesregierung zu ersuchen,

		�  künftig über- und außerplanmäßige Ausgabeermächtigungen, für die eine Zu-
stimmung des Finanzministers nach Artikel 81 Satz 1 Landesverfassung vor-
liegt, auch dann in der Haushaltsrechnung des Landes darzustellen, wenn diese 
zu keinen Ausgaben geführt haben.

Karlsruhe, 2. Oktober 2012

gez. Max Munding		  gez. Günter Kunz
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										          Anlage 2
 

Landtag von Baden-Württemberg				     
15. Wahlperiode

Antrag

der Abg. Muhterem Aras GRÜNE und
des Abg. Klaus Maier SPD

zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 – Drucksache 15/1901

Denkschrift 2012 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 
des Landes Baden-Württemberg;
hier: Beitrag Nr. 1 – Haushaltsrechnung des Landes für das Haushaltsjahr 2010

Der Landtag wolle beschließen:

I.	� Von der Mitteilung des Rechnungshofs vom 5. Juli 2012 zu  Beitrag Nr. 1  
– Drucksache 15/1901 – Kenntnis zu nehmen.

II.	 Die Landesregierung zu ersuchen,

		�  künftig über- und außerplanmäßige Ausgabeermächtigungen, für die eine 
Zustimmung des Finanzministers nach Artikel 81 Satz 1 Landesverfassung 
vorliegt, entsprechend § 7 Abs. 5 Staatshaushaltsgesetz 2012 bzw. der ent-
sprechenden Regelung im jeweiligen Staatshaushaltsgesetz dem Landtag mit-
zuteilen.

09. 11. 2012

Aras GRÜNE

Maier SPD


